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Welche Auswirkungen hat die eu-

ropäische Integration auf die histo-

risch gewachsenen Formen wirt-

schaftlicher Produktion und wohl-

fahrtsstaatlicher Umverteilung in

den Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union (EU)? Und welche Fol-

gen haben die nationalen „Spielar-

ten des Kapitalismus“ ihrerseits auf

den Integrationsprozess? Mit die-

sen Fragen befasst sich ein von

Martin Höpner und Armin Schäfer

herausgegebener Band zur politi-

schen Ökonomie der europäischen

Integration. Unter den insgesamt

zwölf Beiträgen von Autoren aus

dem Umfeld des Kölner Max-

Planck-Instituts für Gesellschafts-

forschung finden sich auch drei be-

reits früher veröffentlichte Texte

von Scharpf, Hooghe und Marks

sowie Hall und Franzese, die für

diesen Band allerdings neu zusam-

mengestellt beziehungsweise erst-

mals ins Deutsche übersetzt und

von den Autoren in Nachbetrach-

tungen kommentiert wurden.

Die Einleitung der beiden Heraus-

geber gibt zunächst einen Überblick

über die Diversität nationaler Wirt-

schaftsregime in Europa. Dabei he-

ben sie nicht nur die erheblichen

Unterschiede in der wirtschaftlichen

Leistungskraft hervor, sondern vor

allem die grundlegenden institutio-

nellen Unterschiede zwischen ko-

ordinierten und liberalen Ökono-

mien sowie zwischen sozialdemo-

kratischen, konservativen und li-

beralen Wohlfahrtsstaaten. Davon 

ausgehend entfalten Höpner und

Schäfer die Eckpunkte ihrer polit-

ökonomischen Interpretation der

europäischen Integration. Im Mit-

telpunkt steht dabei das bekannte

Scharpf’sche Argument von der ins-

titutionellen Asymmetrie zwischen

marktschaffender und marktkorri-

gierender Politik in der EU. Wäh-

rend Maßnahmen der Marktöff-

nung notfalls von der Europäischen

Kommission und vom Europäischen

Gerichtshof einseitig juristisch durch-

gesetzt werden können, sind markt-

korrigierende Regelungen wesent-

lich schwerer zu verabschieden, da

sie in der Regel gesetzgeberische

Maßnahmen erfordern, die von

den 27 Regierungen im Ministerrat

und von den Abgeordneten des 

Europäischen Parlaments gebilligt

werden müssen.

Diese These von der liberalen

Schlagseite der EU-Politik wird in

mehreren Beiträgen empirisch un-

terfüttert. Schmidt weist auf ein-

drückliche Weise nach, wie die

Kommission ihre Macht zur Einlei-

tung von gerichtlichen Vertragsver-

letzungsverfahren einsetzt, um den

Widerstand von Liberalisierungs-

gegnern zu brechen und auf diese

Weise marktschaffende Gesetzes-

initiativen durchzusetzen. Ganghof

und Genschel zeigen, dass die Voll-

endung des Binnenmarktes einen

Unterbietungswettlauf der Mitglied-

staaten bei der Unternehmensbe-

steuerung in Gang gesetzt hat, der

ebenfalls Druck auf die Einkom-

menssteuersätze ausübt. Für den

Bereich der EU-Arbeitsmarkt- und

Sozialpolitik enthält der Band etwas

divergierende Einschätzungen. Leib-

fried und Obinger weisen darauf

hin, dass es mittlerweile einen

durchaus beachtlichen Bestand an

sozialpolitischen Vorschriften gibt,

wobei sie insbesondere die Bedeu-

tung und das zukünftige Potenzial

der gesetzlichen und gerichtlichen

EU-Antidiskriminierungspolitik her-

vorheben. Keune argumentiert al-

lerdings, dass die Europäisierung

der Arbeitsmärkte insgesamt den-

noch negative Auswirkungen auf

nationale Arbeitnehmerrechte hat-

te, da die Arbeitgeber ihre neu ge-

wonnen Freiheiten im Binnenmarkt

nutzen, um den Gewerkschaften

flexiblere Arbeitszeiten und Lohn-

konzessionen im Zeichen der Stand-

ortsicherung abzutrotzen. Die Bei-

träge von Hall und Franzese sowie

vor allem von Enderlein zu den 

Effekten der Währungsunion de-

monstrieren schließlich, dass die

Mitgliedstaaten Anstrengungen zur

Begrenzung der Staatsausgaben

bzw. zur Sicherung von Lohnzu-

rückhaltung unternehmen muss-

ten, um die national sehr unter-

schiedlichen wirtschaftlichen Aus-

wirkungen der einheitlichen Zins-

politik abfedern zu können.

Aus den meisten dieser Kapitel

spricht die mehr oder weniger deut-

lich vorgetragene Kritik an der 

einseitigen Marktorientierung der

EU-Politik, in deren Gefolge die

Möglichkeiten nationaler Umver-

teilungspolitik mehr und mehr da-

hinschwinden. Die beiden Heraus-

geber gehen in ihrem zweiten Bei-

trag sogar noch einen Schritt weiter.

Sie argumentieren, dass die EU

mittlerweile in eine „postricardiani-

sche Phase“ eingetreten sei, in der

es darum gehe, die institutionellen

Fundamente koordinierter Markt-

ökonomien gezielt anzugreifen und

im Zeichen des angloamerikani-

schen Kapitalismusmodells umzu-

gestalten. Sie berufen sich dabei auf

die ursprünglichen Pläne zur Libe-

ralisierung des Dienstleistungssek-

tors und zur Harmonisierung von

Unternehmensübernahmen sowie

auf die EuGH-Rechtsprechung zum

Gesellschaftsrecht, die es großen

deutschen Unternehmen ermögli-

chen, aus der Mitbestimmung zu

flüchten.

Einzelne Aspekte der diskutierten

Fallstudien sowie einige Befunde

anderer Beiträge deuten allerdings

darauf hin, dass dieses Argument in

seiner Pauschalität etwas überzo-

gen ist. So konnten die radikalen 

Liberalisierungspläne der Kommis-

sion bei der Dienstleistungs- und

Übernahme-Richtlinie vom Euro-

päischen Parlament deutlich ent-

schärft werden. Sofern es um ge-

setzliche Regelungen geht, scheint

es also durchaus einen Kampf auf

gleicher Augenhöhe zwischen An-

hängern des neoliberalen Projekts

und Befürwortern des regulierten

Kapitalismus zu geben, wie ihn

Hooghe und Marks in ihrem Beitrag

beschreiben. In den beiden erwähn-

ten Fällen konnten sich Letztere so-

gar insgesamt durchsetzen.

Die beiden Lager bilden zwar kei-

neswegs die klassischen Konflikt-

linien zwischen Arbeit und Kapital

bzw. zwischen Links und Rechts ab,

da die politische Prägekraft der un-

terschiedlichen nationalen Kapita-

lismusmodelle zu lagerimmanenten

Spaltungen führt. Darauf weisen

Schäfer und Streeck mit Blick auf

die europäische Gewerkschaftsbe-

wegung zu Recht hin. Auch Tie-

manns Ergebnisse zum Euroskepti-

zismus zeigen, dass die Einstellun-

gen der Bürger zur europäischen

Integration von den unterschiedli-

chen nationalen Spielarten des Ka-

pitalismus entscheidend beeinflusst

werden. Dennoch muss festgehal-

ten werden, dass es eine politische

Bewegung zu geben scheint, die

zwar intern zu zerstritten ist, um

sich auf ernstzunehmende gemein-

same Sozialstandards auf der eu-

ropäischen Ebene einigen zu kön-

nen, aber immerhin stark genug ist,

um radikale Liberalisierungspläne

der Kommission auf gesetzlichem

Wege zu Fall zu bringen.

Die eigentliche Nachricht dieses

Bandes ist somit, dass die Recht-

sprechung des Europäischen Ge-

richtshofs außer Kontrolle geraten

ist und mittlerweile die Grundpfei-

ler koordinierter Marktökonomien

und entwickelter Wohlfahrtsstaa-

ten bedroht. Mit diesem Problem

setzt sich Scharpf in seiner Nachbe-

trachtung auseinander. Auf sehr

pointierte Weise plädiert er dafür,

Optionen zu suchen, um es nega-

tiv betroffenen Mitgliedstaaten zu

ermöglichen, besonders intrusive

Gerichtsurteile nicht anwenden zu

müssen. Dies könnte u.a. in Form
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von „politisch kontrollierten

opt-outs“ geschehen, die es

einzelnen Mitgliedstaaten

erlauben würden, von Ent-

scheidungen des EuGH und

anderen europäischen Vor-

schriften im Einzelfall abzu-

weichen. Um eine gemein-

schaftsverträgliche Anwen-

dung dieser Abweichungs-

möglichkeiten sicherzustellen,

müssten die opt-outs je-

doch von einer Mehrheit

der Regierungen im Minis-

terrat abgesegnet werden.

Inwiefern dieser durchaus

bedenkenswerte Vorschlag

tatsächlich in die Praxis um-

gesetzt werden könnte, oh-

ne das gesamte Rechts-

gefüge der EU ins Wan-

ken zu bringen, sei dahin-

gestellt. Wichtig ist jeden-

falls der generelle Hinweis,

bei der Diskussion von Re-

formoptionen für die EU

nicht immer nur reflexartig

nach einer Ausdehnung 

von Mehrheitsentscheidun-

gen und mehr Rechten für

das Europäische Parlament

zu rufen, sondern auch 

über Maßnahmen zur poli-

tischen Einhegung der durch

Richterrecht vorangetriebe-

nen Wirtschaftsintegration

nachzudenken.

Insgesamt bietet der Band

eine überaus lesenswerte

Tour d’horizon durch das

Feld der kritischen politöko-

nomischen Auseinanderset-

zung mit der europäischen

Integration. Für alle, die sich

einen Überblick über die

strukturellen Hürden einer

Vertiefung der politischen

Zusammenarbeit in Europa

und insbesondere über die

mitunter durchaus proble-

matischen Auswirkungen

des Integrationsprozesses

verschaffen wollen, ist die-

ser Band ein absolutes Muss.

Wenn es an diesem Buch

überhaupt etwas zu kriti-

sieren gibt, dann vielleicht 

seine allzu eng geführte in-

haltlich-argumentative Linie.

Eine etwas ausführlichere

Diskussion divergierender

Sichtweisen hätte dem Band

stellenweise durchaus gut

getan. So hätte man sich 

etwa eine selbstkritischere

Reflexion der Grenzen des

politökonomischen Ansat-

zes gewünscht, zumal die-

se in manchen Beiträgen

durchaus sichtbar werden.

Hooghe und Marks weisen

in ihrer Nachbetrachtung

z.B. darauf hin, dass sie in

ihren früheren Arbeiten die

Rolle nationaler Identitäten

unterschätzt haben. Dies

kann man zwar unter Um-

ständen als Beleg für die

Wirkungsmacht nationaler

Traditionen im Sinne der ver-

schiedenen Spielarten des

Kapitalismus interpretieren,

wie es die Herausgeber in

der Einleitung tun. Eigent-

lich ist damit aber eine

grundsätzliche Begrenzung

des politökonomischen An-

satzes angesprochen, denn

durch eine sozioökonomi-

sche Brille betrachtet, lässt

sich insbesondere der zuneh-

mende Euroskeptizismus der

politischen Rechten nur

schwer erklären. Aber viel-

leicht ergibt sich ja irgend-

wann einmal die Gelegen-

heit für ein Nachfolgewerk

über die politische Kultur

der europäischen Integrati-

on.

Oliver Treib, 

Institut für Höhere Studien,

Wien


